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VO N MICHAEL BRÖCKER
UND GREGOR MAYNTZ

Berlin.Philipp Rösler, der kürzlich
40 Jahre alt gewordene FDP-Chef,
schaute sichneulich imKino „Lin-
coln“ an. In demFilmwird der frü-
here US-Präsident porträtiert, der
einen Krieg gegen die eigene Be-
völkerung führte, um sein Ziel, die
Abschaffung der Sklaverei, umzu-
setzen. Rösler fand den Film gut.

Auch der Chefliberale musste
zuletzt Kämpfe gegen die eigenen
Leute ausfechten. Alleine zwei Ka-
binettskollegen, Justizministerin
Sabine Leutheusser-Schnarrenber-
ger und Entwicklungsminister
Dirk Niebel, machten ihrem Vor-
sitzenden deutlich, dass sie ihn für
fehl am Platz hielten. Doch Rösler

ging in die Offensive, drängte sei-
nen vermeintlichen Widersacher,
Fraktionschef Rainer Brüderle, auf
offener Bühne in der Präsidiums-
sitzung zum Schwur. Brüderle
lehnte den Parteivorsitz ab, Rösler
war gestärkt. Seitdem herrscht
Ruhe. Brüderle konzentriert sich
auf seinAmt als Spitzenmann. Rös-
ler bleibt Parteichef.

Die Tandemlösung für den Bun-
destagswahlkampf soll der Partei-
tag heute in Berlin absegnen. Brü-
derle undRösler probenden Schul-
terschluss. Und sprechen sich ab.
So hält Rösler heute die große Par-
teitagsrede, Brüderle morgen. Das
große Ziel: Es soll endlich Ruhe
sein in der von Intrigen und Perso-
nalkämpfen zermürbten Partei.

Gerangel gibt es dafür in der
zweiten Reihe. Die frühere Frakti-
onschefin BirgitHomburger, Sach-
sens FDP-Chef Holger Zastrow,
Leutheusser-Schnarrenberger so-
wie der einflussreiche NRW-Lan-

deschef Christian Lindner treten
für die drei Posten als Vize-Partei-
chefs an. Als gesetzt gelten Lind-
ner, der von vielen als heimlicher
Parteichef betrachtet wird, und
Leutheusser-Schnarrenberger. Zas-
trow, einMarktwirtschaftler durch
und durch, kann auf die Ostver-
bände zählen. Doch Homburger
hat nicht nur ihren eigenen Ver-
band Baden-Württemberg, son-
dern auch Bayern und Nordrhein-
Westfalenhinter sich. EineKampf-
kandidatur dürfte es auch um die
drei Beisitzerposten für das Präsi-
dium geben. Gesundheitsminister
Daniel Bahr tritt an, auch der hes-
sische Landeschef Jörg-UweHahn,
Schleswig-Holsteins Fraktionschef

Wolfgang Kubicki und Entwick-
lungsminister Dirk Niebel wollen
in das Gremium. Niebel steht seit
seiner Kritik an Rösler beim Drei-
königstreffen scharf in der Kritik.
Die Jungliberalen, aber auchNRW,
Bayern und die eigene Landesche-
fin Homburger sollen sich intern
gegen ihn ausgesprochen haben.

Wie viele Unzufriedene unter
den Delegierten Niebel trotz aller
Absprachen für sich gewinnen
kann, wird die spannende Frage.
Sollte er gewählt werden, wäre das
eine Schlappe für Rösler. Brüderle
kann sich entspannen. Er soll per
Akklamation zum Spitzenmann
ausgerufen werden. In seiner Rede
Sonntagfrüh kann er sich dann auf

heftige Attacken gegen Rot-Grün
konzentrieren. Dass Brüderle zu-
spitzen kann, hat er erst gestern
wieder bewiesen, als er über einen
Austritt Italiens aus dem Euro spe-
kulierte. Der Wirtschaftsexperte
will sich aber auch inhaltlich brei-
ter präsentieren, die Passagen zur
internationalen Politik, zu Bürger-
rechten und Gesellschaftspolitik
sollen umfassender ausfallen.

Mindestlohn nicht per Gesetz

Inhaltlich soll der Parteitag, der ur-
sprünglich im Mai stattfinden
sollte, aber wegen der personellen
Querelen vorgezogen wurde, den
neuen Kurs der Parteispitze beim
Mindestlohn absegnen. Per Eilan-
trag regt der Vorstand an, dass
Mindestlöhne in einzelnen Bran-
chen umgesetzt werden können,
aber nicht vom Gesetzgeber dik-
tiert werden sollen. Die Liberalen
wollen außerdem den Druck auf
die Union bei der Homo-Ehe erhö-
hen. In einem unter anderem von
Leutheusser-Schnarrenberger, Au-
ßenminister Guido Westerwelle
und Lindner eingebrachtenDring-
lichkeitsantrag kritisiert die FDP,
dass dieUniondie volleGleichstel-
lung von Lebenspartnerschaften
bei Einkommensteuer undAdopti-
onsrecht blockiert. „Die FDP be-
steht weiterhin auf der Gleichstel-
lung noch in dieserWahlperiode“,
heißt es.

EinerGesetzesinitiative derGrü-
nen zur Gleichstellung im Adopti-
onsrecht, die kommende Woche
im Bundestag beraten wird, räu-
men Befürworter aber keineChan-
cen ein. FDP-Rechtsexperte Marco
Buschmann unterstrich, die FDP
sei „innerhalb dieser KoalitionMo-
tor für moderne und tolerante Ge-
sellschaftspolitik“. CDU-Gleich-
stellungsbefürworter Jens Spahn
sagte: „Wirwerben für eineDiskus-
sion und eine neue Position erst
mal innerhalb der Union.“

Brüderle und Schwesterle Zeichnung: Tomicek

Die Rollen beim Parteitag sind klar verteilt: Heute redet der Vorsitzende Rösler, morgen der
Spitzenkandidat Brüderle. Kampfkandidaturen um die V ize- und Beisitzer-Posten. W ie schneidet N iebel ab?

Die FDP sehnt sich nach Ruhe

Wegen der Rekordreserven der Krankenkassen fordern immer mehr seine Abschaffung

Das Ende des Gesundheitsfonds rückt näher
Berlin. Vier Jahre nach dem Start
des Gesundheitsfonds lassen die
Rekordüberschüsse der Kranken-
versicherung den Ruf nach einer
radikalen Reformder Kassenfinan-
zen laut werden. „Der Gesund-
heitsfonds sollte abgeschafft wer-
den, und die Krankenkassen soll-
ten die Beiträge wieder individuell
festlegen“, sagte der Vize-Chef der
CSU-Landesgruppe im Bundestag,
Max Straubinger, der „Passauer
Neuen Presse“: „Es ist ein Unsinn,
den Leuten so einen Haufen Geld
abzunehmen.“

Mit dem Start des Gesundheits-
fonds unter der großen Koalition
Anfang 2009 wurde auch ein bun-
desweit einheitlicher Beitragssatz
eingeführt. Derzeit liegt dieser bei

15,5 Prozent. Sämtliche Beitrags-
und Steuergelder fließen in den
Fonds und werden von dort an die
Kassen verteilt.

Auch SPD-Gesundheitsexperte
Karl Lauterbach forderte eine
Rückkehr zu individuellen Bei-
tragssätzen. „Durch die Milliar-
den-Überschüsse sind die Bedin-
gungen für die Einführung einer
Bürgerversicherung so günstig wie
nie.“ Der Gesundheitsfonds solle
aufgelöst, seineMilliarden-Rückla-
gen sollten an die einzelnen Kas-
sen verteilt werden – mit der Ver-
pflichtung, sie zur Senkung des
Beitragssatzes zu nutzen.

Die gute Konjunktur undmode-
rate Ausgaben haben der gesetzli-
chen Krankenversicherung bis

Ende 2012 Rekordreserven von
28,3 Milliarden Euro beschert. Al-
lein das Polster des Fonds wuchs
um 3,6 auf 13,1Milliarden Euro.

Gesundheitsminister Daniel
Bahr (FDP) sieht keine Chancen,
den Gesundheitsfonds jetzt abzu-
schaffen. Von der FDP sei er nicht
erfunden worden, sagte ein Spre-
cher Bahrs. „Wir sind jetzt in dem
System, in dem wir sind. Und da-
bei bleibt es jetzt auch.“

Die Ersatzkassen wie Barmer
GEK und DAK begrüßten den Vor-
stoß zur Beitragssatzautonomie
der einzelnen Kassen. Die Linke-
Gesundheitsexpertin Martina
Bunge hielt entgegen: „Ein ein-
heitlicher Beitragssatz ist richtig
undwar ein großer Fortschritt.“

Das Finanzministerium bestä-
tigte, dass Überlegungen noch
nicht vom Tisch sind, den Steuer-
zuschuss an die Krankenversiche-
rung zum Zweck der Haushalts-
konsolidierung stärker als bisher
geplant zu kürzen. „Wir sind in der
Endphase der Verhandlungen“,
sagte eine Sprecherin. „Es wirdmit
allen Ressorts gesprochen.“

Die Techniker Krankenkasse
(TK) warnte vor dem Stopfen von
Haushaltslöchern mit Hilfe von
Beitragsgeldern. Die Mittel der
Krankenversicherung sollten auch
den Krankenversicherten zugute-
kommen, sagte TK-Vorstandschef
Jens Baas. „Alles andere wäre ein
ordnungspolitischer Sündenfall.“

(dpa)

Sie treten für das Präsidium an.
Warum?

Bahr: Ich will meine Erfahrungen
in die Führung und den Bundes-
tagswahlkampf einbringen. Mit
der Pflegereform oder der Ab-
schaffung der Praxisgebühr habe
ich spürbare Verbesserungen für
die Menschen erreicht. Die Er-
folge sollten wir zeigen. Es muss
aufhören, dass in der Öffentlich-
keit schlecht über andere Füh-
rungsmitglieder gesprochenwird.

Richtet sich Ihre Kandidatur gegen
Dirk N iebel?

Bahr: Ich kandidiere nicht gegen
jemanden, sondern für etwas. Es
geht mir um einen besseren Um-

gang in der Parteiführungmitein-
ander. Die Parteiführung muss
nicht aus denbesten Freundenbe-
stehen, aber wir sollten gut mitei-
nander zusammenarbeiten.

Philipp Rösler ist der Kapitän, Rai-
ner Brüderle der Torschütze und
Christ ian Lindner will im offensi-
ven Mittelfeld agieren. Wo sind
Sie?

Bahr: Im Gegensatz zu meinen
drei Kollegenhabe ich früher Fuß-
ball gespielt, auch bei Preußen
Münster. Damals hatte ich die 8.

Also der Abräumer vor der Ab-
wehr?

Bahr: Nicht nur. Ein Mittelfeld-
spieler, der nach vorne spielt, Tore
vorbereitet und auch welche er-
zielt. Ich grätsche lieber gegenden
Gegner als gegen eigene Kollegen.

Trauen Sie dem Burgfrieden zwi-
schen Rösler und Brüderle?

Bahr:Die erstenWochen der Neu-

aufstellung sind doch gelungen.
Rainer Brüderle ist ein ausgezeich-
neter Fraktionschef und Redner
im Bundestag, Philipp Rösler hat
als Vorsitzender Erfolge in der Ko-
alition errungen, und er zeigt den
Generationenmix. Wir werden
jetzt als Mannschaft in die Bun-
destagswahl gehen, in der jeder
seine Stärken nutzt. Die Personal-
debatte wird nach dem Parteitag
an diesem Sonntag beendet sein.

Was trauen Sie der FDP zu?
Bahr: Bei den letzten Wahlen hat-
ten wir Ergebnisse um neun Pro-
zent. Ein Ergebnis von 8 Prozent
plus x ist bei der Bundestagswahl
realistisch. Wir sind die einzige
Partei, die neue oder höhere Steu-
ern verhindert. Die Einzigen, die
sich für Leistungsgerechtigkeit,
Haushaltskonsolidierung, Geld-
wertstabilität und Bürgerrechte
einsetzen.Die FDP ist die echte Al-
ternative für die Menschen.

(brö)

▶DANIELBAHR (FDP)

Bundesgesundheits-
minister

KURZ GEFRAGT

Trauen Sie dem Burgfrieden?

Bei einem Treffenmit den Teil-
nehmern der Jungen Islamkonfe-
renz (JIK) hat Bundespräsident
JoachimGauck einen „offenen
und vorurteilsfreien Dialog“ zwi-
schenMuslimen undNicht-Mus-
limen gefordert. Deutschland sei
„ganz selbstverständlich“ Hei-
mat fürMenschen unterschiedli-
chen Glaubens, sagte Gauck ges-
tern zumAuftakt der JIK-Bundes-
konferenz im Schloss Bellevue.

Die JIK ist das Pendant zur
Deutschen Islamkonferenz (DIK)
für Jugendliche und junge Er-
wachsene. Sie ist ein Projekt der
StiftungMercator und der Hum-
boldt-Universität Berlin. Gauck
sagte, er wünsche sich, dass auch
die in Deutschland lebenden
MenschenmitMigrationshinter-
grund „zu unserem Land unser
Land sagen“ können. Deutsch-
land sei mit Blick auf Kultur und
Religion vielschichtig. Daher sei
es wichtig, dass neben den Prob-
lemen „über die Chancen ge-
sprochen wird“. Die Teilnehmer
der JIK seien „Teil der Gegenwart
und der Zukunft unseres Lan-
des“. Sie könnten aufzeigen, was
„im Alltag besser gemacht“ wer-
den könne.

Nach dem Treffenmit Gauck

versammelten sich die 40 JIK-
Teilnehmer auf Einladung des In-
nenministeriums zu einemAr-
beitstreffen. Eingeladen waren
unter anderen Volker Beck (Grü-
ne), SevimDagdelen (Linke), Ar-
min Laschet (CDU), Mechthild
Rawert (SPD) und Serkan Tören
(FDP). Bei der Konferenz solle es
um den „zukünftigen Dialog“
nach der Bundestagswahl im
September gehen, um über die
laufende Legislaturperiode hin-
aus zu wirken, sagte die 23-jäh-
rige Delegierte Tutku Güleryüz.
Wichtig sei für die Jugendlichen
die Förderung der „Selbstver-
ständlichkeit von Pluralität“.

Gleichzeitig verspürten sie an-
gesichts des gesellschaftlichen
Wandels eine tiefe „Verunsiche-
rung“, die bis in die Politik rei-
che, sagte die in Berlin lebende
Güleryüz. Vor allem dieMuslim-
feindlichkeit „macht uns Angst“.
Stellvertretend für die JIK for-
derte sie, gemeinsam ein „neues
deutschesWir“ zu entwickeln.
Der Vorsitzende der Stiftung
Mercator, Bernhard Lorentz,
warnte, dass die „abwehrenden
Tendenzen gegenüberMusli-
men“ bereits erzielte Integrati-
onserfolge gefährdeten. (afp)

AKTUELLES STICHWORT

Junge Islamkonferenz

„Die FDP besteht
weiterhin auf der
Gleichstellung noch in
dieser Wahlperiode.“
AUS EINEM ANTRAG ZUR
HOMO-EHE

Könnte es sein, dass die Ab-
stimmung über die Cam-
pusbahnmehr als nur die

Entscheidung über eine Ver-
kehrslinie ist? Ob das von den
Verantwortlichen in Aachen in
den letztenWochen erfolgreich
so vermittelt wurde, daranmuss
man nicht nur wegen der niedli-
chen Plakate Zweifel haben. Eine
gelungene Kampagne sieht an-
ders aus!Wahrscheinlich wird
sich dieMehrheit morgen gegen
den Bau der Bahn entscheiden,
dann steckt Aachen in einemDi-
lemma.Wieder einmal.

Bei allem ernst gemeinten Res-
pekt: Solche Jahrhundert-Pro-
jekte taugen nicht für emotio-
nale Erörterungen. Sie sind nicht
geeignet für den Vergleichmit
Investitionen in Kindertagesstät-
ten, Schulen oder Kultur. Sie ha-
ben es nicht verdient, mit ge-
scheiterten Großprojekten in ei-
nemAtemzug genannt zu wer-
den, die in Aachen dilettantisch
vermurkst wurden. Die Frage lau-
tet doch, obman sich ein erneu-
tes Scheitern leisten kann.

Eine politische Entscheidung

Richtig: In Aachen gähnt uns ein
überdimensioniertes Fußball-Sta-
dion entgegen – inklusive eines
leer stehenden Parkhauses, das
man alsWeltkulturerbe für
Schilda anmelden sollte. Aber
was hat dasmit der Campusbahn
zu tun? Dieses Stadion-Projekt ist
so gigantisch in die Hose gegan-
gen, weil die Stadt Aachen sich
um seine Geburt zu wenig ge-
kümmert hat, anders als Augs-
burg, Fürth, Mainz, Mönchen-
gladbach oder jetzt Freiburg, die
denWert ihrer Spitzenclubs zu
schätzen wissen. Und es stellte
mehr als nur einen Hauch kai-
serstädtischer Arroganz dar, die
kostengünstigere Alternative
Merzbrück wegen der außerstäd-
tischen Postleitzahl über den
Haufen zu werfen.

Es war vor vielen Jahren eben-
falls eine politische Entschei-
dung, an derMonheimsallee
keinMuseum zu bauen. Es war
eine politische Entscheidung,
den Kompromiss Ludwig Forum
nichtmit einer Klima-Anlage
auszustatten, die in Aachen drin-
gend benötigte Dimensionen an
Ausstellungen ermöglicht hätte.
Es war eine politische Entschei-
dung, alle Bemühungen um eine
Konzerthalle als lästige Privatsa-
che abzutun und damit zum
Scheitern zu verurteilen. Gott sei
Dank entwickelt sich jetzt der
Campus, auf dem trotz aller Be-
denkenträger nachweisbar Ar-
beitsplätze entstehen, die unsere
Region braucht.

Dass das für Aachens Image
und seine „weichen“ Standort-

faktoren eminent wichtige Bau-
haus Europa nicht errichtet wer-
den konnte, war zwar am Ende
demVotum einerMehrheit Aa-
chener Bürgerinnen und Bürger
zu verdanken. Professionell ge-
worben wurde für das Projekt je-
doch zu keinem Zeitpunkt.

Donnerwetter!

Ein ähnliches Schicksal droht der
Campusbahn, diemehr ist als
nur ein Verkehrsmittel. Sie bildet
die Basis für den erforderlichen
Abschied vom traditionellen
Leitbild der Dom-, Printen- ,
Karlspreis- und Pferdestadt, alle-
samt wichtige Botschafter, aber
sie alleine werden diese Stadt im
21. Jahrhundert nicht positionie-
ren können. Zumal die Touris-
tenzahlen zurückgehen undman
sich kleinmütig vormacht, das
alles werde sich 2014 wegen des
Karlsjahres irgendwie einrenken.
Die hochkarätigen Ausstellungen
sind bislang nur teilweise finan-
ziert, und die Stadt Aachen ver-
kündet es wie eine Sensation,
dass nach der Tourismusbörse in
Berlin erste Anfragen und Bu-
chungen getätigt worden seien.
Donnerwetter!Wir freuen uns
unterdessen, dass 2013 – dank
privater Initiative! – mal wieder
ein Star wie Joe Cocker in Aachen
aufschlägt.

Die Campusbahn ist von pro-
funder Bedeutung. Sie steht für
eine nachhaltige Förderung der
Elektromobilität in einer Groß-
stadt –mit der modernen Bahn,
mit Elektroautos (StreetScooter!),
Pedelecs, E-Taxis, Ladestationen
an den Einfallstraßen, Auflade-
möglichkeiten während der Ar-
beitszeit und so weiter. Damuss
Aachen, Heimat der Exzellenz-
RWTH, zurModellstadt werden.
Sie hat die wissenschaftlichen,
technischen und –mit der ho-
hen Förderung – finanziellen Po-
tenziale dazumehr als jede an-
dere Stadt in Deutschland.

Vorzeigeprojekt

Wir können nicht ständig über
die Technologie- undWissensre-
gion als die einzige Chance phi-
losophieren und ein Vorzeige-
projekt vor dieWand fahren. Das
hat Folgen, die über die Frage
nach Haltestellen und Buslinien,
nach Umsteigen und Baustellen
hinaus gehen.Mit der heimeli-
gen Öcher Vermaach-Mentalität
„Dat tut et uns“ kommt diese
Stadt nichtmehr weit. „Die Aa-
chener Region wird nach außen
hin nicht so positiv besetzt, wie
viele glauben.“ Das waren Ab-
schiedsworte des scheidenden
IHK-Hauptgeschäftsführers Jür-
gen Drewes. Das sagt alles.
▶ b.mathieu@zeitungsverlag-aachen.de

KOMMENTAR

▶ BERNDMATHIEU

Modellstadt Aachen
Die Campusbahn und die Perspekt iven einer Region


